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Editorial

Die Expansion des Weltmarktes, die von den westlichen Metropolen, Japan,
den Konzernen, der Weltbank und dem IWF vorangetrieben wird, hat in den
verschiedenen Weltregionen die zunehmende Armut mit verursacht, ethni-
sehe Nationalismen geschürt und antimodernen Fundamentalismen Auf-
trieb gegeben. Die Entfesselung der Marktkräfte im globalen Kapitalismus
hat seit den achtziger Jahren in einigen EU-Ländern, in den Peripherien
Europas, vor allem aber im Osten und im Süden zu Kriegen, zu einer
massiven Vernichtung von Arbeitsplätzen und der Lebensgrundlagen der
Landbevölkerung geführt - und so Arbeitsmigration, Existenzsicherung
durch Auswandern, erzwungen. Allein in Afrika zählt das UN-Hochkom-
missariat mehr als sieben Millionen Flüchtlinge.

Vor den Flüchtlingsbewegungen in die „Wohlstandsfestung" Europa
schützen die EU-Länder und die Schweiz ihre Grenzen mit polizeilichen
High-Tech-Geräten und Armee-Einsatztruppen. Unterstützt von Brüssel
plant Spanien, rund 240 Millionen DM in die Überwachung der Südgrenze
zu investieren; der Kleinkrieg der Polizei-Helikopter und Patrouillenboote
gegen die Bootsflüchtlinge aus Nordafrika wird intensiviert. Die Flücht-
lingsbekämpfung im europäischen wie im nationalen Sicherheitsinteresse
ist längstens koordiniert und läuft auf Hochtouren.

Das Ziel der Europäischen Union, die Flüchtlingsbewegung aus der
„Krisenregion Balkan" im Zuge der „humanitären Intervention" der NATO
einzudämmen, erwies sich als ein Fehlschlag. Südosteuropa ist destabili-
siert. Und viele der über 800'000 Kosovo-Albaner, die erst nach Beginn der
wochenlangen NATO-Bombardierungen im Kosovo von der serbischen
Soldateska aus der Provinz vertrieben wurden und vor Massakern nach
Albanien und Mazedonien geflüchtet sind, wollen über Italien weiter in die
Schweiz und nach Deutschland ziehen, zu Familie und Verwandten. Tau-
sende von Schutz- und Asylsuchenden werden an den Grenzen weggewie-
sen, in Flughafengefängnissen festgehalten und abgeschoben.

In rechtsnationalen Kreisen und bis weit in die freisinnig-liberale Partei
hinein betreibt man Angstpolitik, behauptet, Sicherheit und sozialer Friede
in der Schweiz seien bedroht, redet man von „Sozialschmarotzertum durch
illegale Einwanderer" (SVP-Anzeige 98/99), malt man einen „von Rot bis
Grün" angezettelten „Asylkrieg" gegen das „Schweizer Volk" an die Wand
(FDP-Anzeige, NZZ 16.6.99). Demagogische und ausländerfeindliche Pa-
rolen beeinflussen in immer teureren Wahlkampagnen die Wahrnehmung
von Politik in Medien und an Stammtischen. Dabei käme es heute ganz
besonders darauf an, aufbreiter gesellschaftlicher und institutioneller Basis
eine solidarische Flüchtlings- und Asylpolitik, eine demokratische Migra-
tions- und Integrationspolitik zum Tragen zu bringen.

P.F.
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